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Einleitung

Im Jahr 2001 erinnerte der Autor in der
Zeitschrift Verkehrsdienst daran, dass
die StVO in ihrem § 48 eine Vorschrift
beinhaltet, die neben den unterschied-
lichen Instrumenten der FeV als ein wei-
teres verkehrspädagogisches Instru-
ment ergänzend genutzt werden kann 1.
Das Echo auf den Beitrag nahm der Au-
tor zum Anlass, in den Jahren 2002 und
2003 die tatsächliche Anwendung die-
ser Maßnahme zu hinterfragen. Im Fol-
genden werden die Ergebnisse dieser
Erkundungsstudie vorgestellt, die vom
Institut für Verkehrsrecht und Verkehrs-
verhalten Bautzen (IVV Bautzen) im Jahr
2004 ausgewertet wurde.

Der Verkehrsunterricht gemäß
§ 48 StVO in seiner praktischen
Anwendung

D. Müller

Zusammenfassung: Die Studie widmet sich der in ganz Deutschland geltenden Vorschrift des
§ 48 StVO, die die Anwendung des Verkehrsunterrichts durch die Straßenverkehrsbehörden
regelt. Diese Rechtsanwender machen jedoch nach den vorliegenden Ergebnissen von dem
Rechtsinstitut größtenteils keinen Gebrauch. Aus diesem Grund entsteht eine bedenkliche An-
wendungslücke für den Bereich der niederschwelligen verkehrspädagogischen Maßnahmen im
deutschen Straßenverkehrsrecht. Die höherschwelligen Rehablitationsmaßnahmen der FeV grei-
fen bekanntlich erst ab einer Punktzahl von 8 Punkten im Verkehrszentralregister (VZR), so dass
vielen Verkehrsteilnehmern der Vorzug verwehrt wird, über die Wirkungen eines effektiv ausge-
stalteten Verkehrsunterrichts gar nicht erst in die höheren Punkteregionen des VZR vorzudringen.
Ideal wäre es, die beiden vorhandenen Systeme zukünftig besser miteinander zu verknüpfen.

Safety instructions for traffic offenders: a specific regulation (§ 48 StVO) and its realisation
by local authorities

Abstract: This study addresses § 48 of German road traffic regulations (StVO), which implies the
directive of specific safety instructions for traffic offenders, applied by local authorities. This
regulation is very easy to handle, however local authorities do not appear to make use of it very
often. Thus they give up the chance of intervening with road users’ behaviour earlier than it is
done by the rehabilitation system in the context of the German Driver Licence Regulation (FeV).
This system starts with specific interventions on a stage of 8 demerit points, registered in the
Central Register of Traffic Offenders (VZR).  It would be ideal to combine the instructions accor-
ding to § 48 with the rehabilitation system more effectively in order to enhance traffic safety.

Dokumentation: Müller, D.: Der Verkehrsunterricht
gemäß § 48 StVO in seiner praktischen Anwendung.
Z. f. Verkehrssicherheit 51 (2005) Nr. 2, S. 86

Schlagwörter: Verwaltung (0145), Polizei (1522),
Gesetzesdurchführung (1534), Fahrernacherziehung
(1591), Unfallverhütung (1661)

1 Müller, Dieter, Stellenwert und Voraussetzungen des Ver-
kehrsunterrichts, in: VD 2001, S. 259 ff.; im Folgenden nicht
näher bezeichnete §§ sind solche der StVO.
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Zu Beginn der nachfolgend dargestell-
ten Untersuchung stand die auf eine
Stichprobenerhebung gestützte Vermu-
tung2, dass die Vorschrift des § 48, die
seit 1970 in unveränderter Form in Kraft
ist, von den Straßenverkehrsbehörden
jedoch kaum mehr praktiziert wird. Ziel
der Studie war es daher, einen Überblick
über die tatsächliche Anwendung des
Verkehrsunterrichts zunächst im Frei-
staat Sachsen und des Weiteren in an-
deren Bundesländern zu erhalten, um
auf dieser Grundlage Rückschlüsse auf
die Verbreitung dieser Präventionsvor-
schrift ziehen zu können.3

Methodisches Vorgehen

Zunächst wurde ein Fragebogen erstellt,
anhand dessen die angeschriebenen
und laut § 48 StVO als dessen Anwender
angesprochenen Straßenverkehrsbe-
hörden Auskünfte über ihre Anwen-
dungspraxis des Verkehrsunterrichts
geben sollten.
Der Fragebogen richtete sich eingangs
auf den kommunalverfassungsrecht-
lichen Status und die Größe der Gebiets-
körperschaft, in welche die jeweils be-
fragte Straßenverkehrsbehörde organi-
satorisch eingebettet ist.4  Der Katalog
von 15 Fragen wurde im Jahr 2002 an
die Straßenverkehrsbehörden von sämt-
lichen 29 sächsischen kreisfreien Städ-
ten (7 Städte)5 und Landkreisen (22) ver-
sandt. Mit 16 antwortenden Kommunen
ergab sich für die sächsische Teilgruppe
eine durchaus akzeptable Rücklaufquote
von 55 %.6

In allen anderen Bundesländern wurden
nach vorab festgelegten Auswahlkrite-
rien weitere 42 Straßenverkehrsbehör-
den angeschrieben7, wovon mit großen
zeitlichen Abständen ein Rücklauf von
27 ausgefüllten Fragebögen erfolgte, so
dass diese Rücklaufquote sogar 64 %
betrug. Erfreulicherweise antworteten
die Straßenverkehrsbehörden der drei
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Ham-
burg und der Bundesländer Baden-
Württemberg, Bayern und Niedersach-
sen allesamt. Allein aus dem Bundes-
land Schleswig-Holstein gingen keiner-
lei Antworten ein. Die Gesamtrücklauf-
quote betrug bei 43 von 71 versandten
Fragebögen immerhin 60,5 %, was bei
Befragungen dieser Art sicherlich be-
reits als grundsätzlich vorhandenes In-
teresse an der verkehrspädagogischen
Arbeit für die Verkehrssicherheit bewer-
tet werden kann.
Mit den befragten Städten und Landkrei-
sen wurde eine Bevölkerung von weit
mehr als 8 Millionen Menschen aus
nahezu allen Bundesländern in der Um-
frage abgebildet. Die Streuung der Fra-
gebögen verteilte sich auf Großstädte
ebenso wie auf Kleinstädte und ein-

wohnerstarke wie einwohnerarme Land-
kreise in den alten und neuen Bundes-
ländern.
Aus den vielen, z. T. sehr ausführlichen
Begleitschreiben, die nahezu durchweg
von den Behörden- und Amtsleitern per-
sönlich verfasst wurden, ergab sich par-
tiell ein großes Interesse an den Ergeb-
nissen der Studie.
Im Folgenden werden die Ergebnisse
der Studie zunächst einmal unkommen-
tiert dargestellt8, um dann in einem kurz
gehaltenen bewertenden Teil ein Fazit
über die neu gewonnenen Erkenntnis-
se ziehen zu können.

Befragungsergebnisse

Frage 1: Wird in Ihrem Bereich Verkehrs-
unterricht nach § 48 StVO derzeit prakti-
ziert?

Die wichtigste Frage der Studie bezog
sich auf die tatsächliche Anwendung
des Verkehrsunterrichts. Es sollte ermit-
telt werden, ob das Rechtsinstitut heu-
te wirklich noch genutzt wird und in wel-
chen Regionen Deutschlands die Nut-
zung ggf. in überdurchschnittlichem
Umfang erfolgt.

Die Frage wurde von sämtlichen 43 teil-
nehmenden Behörden beantwortet und
zeigte, dass derzeit in sechs Bereichen
Verkehrsunterricht erteilt wird, während
in den übrigen 37 Zuständigkeitsberei-
chen auf die Anwendung des Verkehrs-
unterrichts verzichtet wird. Aus dem
Bundesgebiet wird der § 48 von den drei
Städten Bamberg, Berlin und München
angewendet, während die drei positiven
Ergebnisse des Freistaates Sachsen aus

§ 48 StVO

Wer Verkehrsvorschriften nicht beachtet, ist auf Vorladung der Straßenverkehrs-
behörde oder der von ihr beauftragten Beamten verpflichtet, an einem Unter-
richt über das Verhalten im Straßenverkehr teilzunehmen.

Verwaltungsvorschrift zur StVO zu § 48

I. Zum Verkehrsunterricht sind auch Jugendliche von 14 Jahren an, Halter so-
wie Aufsichtspflichtige in Betrieben und Unternehmen heranzuziehen, wenn
sie ihre Pflichten nicht erfüllt haben.

II. Zweck der Vorschrift ist es, die Sicherheit und Ordnung auf den Straßen
durch Belehrung solcher, die im Verkehr Fehler begangen haben, zu heben.
Eine Vorladung ist daher nur dann sinnvoll und überhaupt zulässig, wenn
anzunehmen ist, dass der Betroffene aus diesem Grunde einer Belehrung
bedarf. Das trifft in der Regel nicht bloß bei Personen zu, welche die Ver-
kehrsvorschriften nicht oder nur unzureichend kennen oder beherrschen,
sondern auch bei solchen, welche die Bedeutung und Tragweite der Vor-
schriften nicht erfasst haben. Gerade Mehrfachtäter bedürfen in der Regel
solcher Einwirkung. Aber auch schon eine einmalige Verfehlung kann sehr
wohl Anlass zu einer Vorladung sein, dies vor allem dann, wenn ein grober
Verstoß gegen eine grundlegende Vorschrift vorliegt, oder wenn der bei dem
Verstoß Betroffene sich trotz Belehrung uneinsichtig gezeigt hat.

III. Die Straßenverkehrsbehörde soll in der Regel nur Personen zum Verkehrs-
unterricht heranziehen, die in ihrem Bezirk wohnen. Müssen Auswärtige un-
terrichtet werden, so ist die für deren Wohnort zuständige Straßenverkehrs-
behörde zu bitten, Heranziehung und Unterrichtung zu übernehmen.

IV. Der Verkehrsunterricht kann auch durch Einzelaussprache erteilt werden,
wenn die Betroffenen aus wichtigen Gründen am allgemeinen Verkehrsun-
terricht nicht teilnehmen können oder ein solcher nicht stattfindet.

V. Die Vorladung muss die beruflichen Verpflichtungen der Betroffenen berück-
sichtigen. Darum kann es unter Umständen zweckmäßig sein, den Unter-
richt auf einen Sonntag festzusetzen; dann sind die Unterrichtszeiten mit
den kirchlichen Behörden abzustimmen; Betroffene, die sich weigern oder
nicht erscheinen, dürfen dafür nicht zur Verantwortung gezogen werden und
sind auf einen Werktag oder einen Samstag umzuladen.

2 Die Stichproben wurden bei einigen sächsischen Kommu-
nen über Telefoninterviews erhoben.

3 Die Erhebung erfolgte in zwei Wellen, wobei die inner-
sächsische Erhebung die erste, im Jahr 2002 erhobene
Welle bildete.

4 Es antworteten insgesamt 20 kreisfreie Städte und 23 Land-
kreise.

5 Darunter befanden sich auch die drei größten sächsischen
Städte Dresden, Leipzig und Chemnitz.

6 Bei den kreisfreien Städten beantworteten sechs der sie-
ben kreisfreien Städte Sachsens den Fragebogen, während
von den angeschriebenen 22 Landkreisen mit 10 beantwor-
teten Fragebögen weniger als die Hälfte der Befragten eine
Antwort gaben.

7 Die Landeshauptstädte sowie weitere Großstädte wurden
angeschrieben und außerhalb der Stadtstaaten Berlin,
Hamburg und Bremen je Bundesland zusätzlich zwei wei-
tere Landkreise oder kreisfreie Städte über eine zufällige
Auswahl.

8 Ein Auszug aus den verschiedenen Ergebnissen der Studie
wurde bereits vorab in der vornehmlich von Straßenver-
kehrsbehörden abonnierten Zeitschrift Verkehrsdienst pu-
bliziert, vgl. dazu VD 2004, S. 325 ff.
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den Landkreisen Chemnitzer Land, De-
litzsch und Zwickauer Land stammen.
Bundesweit wird demnach bei ca. 14 %
der antwortenden Teilnehmer und sach-
senweit bei nahezu 19 % der antworten-
den Teilnehmer Verkehrsunterricht nach
§ 48 erteilt, jedoch derzeit lediglich in
den drei Bundesländern Berlin, Bayern
und Sachsen9. In keinem der außerhalb
Sachsens befragten Landkreise wird
nach den Ergebnissen Verkehrsunter-
richt erteilt, so dass die Tendenz erkenn-
bar ist, Verkehrsunterricht lediglich dort
stattfinden zu lassen, wo viele Men-
schen an einem Ort konzentriert leben,
nämlich in den städtischen Lebensräu-
men.

Frage 2: Aus welchen Gründen wird der
Verkehrsunterricht nicht oder nicht mehr
praktiziert?

Die nach dem vorangegangenen Ergeb-
nis der Studie zweitwichtigste Frage
bezog sich auf die Gründe, die bei den
37 befragten und negativ antwortenden
Behörden zu dem aktuellen Verzicht auf
die Anwendung des Verkehrsunterrichts
führten.
Die Verteilung der Antworten auf die
sechs vorgegebenen geschlossenen Ka-
tegorien geht aus Bild 1 hervor. Mit deut-
lichem Übergewicht rangiert in den Er-
gebnissen der Mangel an Personal an
erster Stelle, wobei sich die Folgefrage
aufdrängt, ob diese Behörden den Ver-
kehrsunterricht anbieten würden, wenn
sie über genügend Personal verfügen
würden. Die weiteren 31 genannten
Gründe aus den übrigen sechs Antwort-
kategorien sind eher prinzipieller Art.
Im freien Textfeld wurden folgende
Gründe benannt:
● Die Maßnahmen nach StVG und FeV

genügen (6-mal genannt),10
● es wird kein greifbares Ergebnis sicht-

bar (1-mal),
● der Verkehrsunterricht wurde von der

Polizei als Disziplinierungsmittel miss-
braucht (1-mal),

● es erfolgen keine Benennungen von
Personen für den Verkehrsunterricht
(1-mal),

● es sollen zunächst genauere Regelun-
gen nach dem landesweiten Erlass
zur Anwendung des § 48 abgewartet
werden.11

Die Mehrzahl der befragten Straßenver-
kehrsbehörden lehnt demnach den Ver-
kehrsunterricht aus prinzipiellen Erwä-
gungen heraus ab und dürfte ihre grund-
sätzliche Position daher nur aufgrund
schwergewichtiger neuer Argumente
überdenken. Eine gewichtige Minderheit
von 15 Behörden lässt aber den Schluss
zu, dass ein Verkehrsunterricht in die-
sen Bereichen dann wieder angewen-
det wird, wenn genügend geeignetes

Personal für dessen Ausgestaltung zur
Verfügung steht.

Frage 3: Wurde der Verkehrsunterricht
früher einmal praktiziert?

Diejenigen 37 Städte und Landkreise, die
derzeit keinen Verkehrsunterricht prak-
tizieren, wurden darüber befragt, ob in
ihrem Zuständigkeitsbereich früher ein-
mal vom Verkehrsunterricht Gebrauch
gemacht wurde oder ob dieser von Be-
ginn an abgelehnt wurde. In insgesamt
13 Fällen wurde der Verkehrsunterricht
in früherer Zeit durchgeführt, wobei die
Bandbreite der Einstellung des Ver-
kehrsunterrichts zwischen den Jahren
1974 bis zum Jahr 2001 schwankte. Da-
mit wurde in 35 % der die derzeitige
Anwendung des Verkehrsunterrichts
verneinenden Behörden dieser Unter-
richt bereits in früheren, teilweise noch
gar nicht weit entfernten  Zeiten für ei-
nige Jahre durchgeführt. Bildet man die
Summe aus den derzeitigen und ehe-
maligen Anwendern des Verkehrsunter-
richts, so ergibt sich die Anzahl von 19
an der Befragung teilnehmenden Stra-
ßenverkehrsbehörden, die überhaupt
einmal Berührung mit der Durchführung
des Verkehrsunterrichts hatten oder
noch haben. Damit wurde in 44 % aller
antwortenden Behörden der Verkehrs-
unterricht bereits einmal für längere Zeit
praktiziert, während bei 56 % aller Be-
fragten der Verkehrsunterricht noch nie
praktiziert wurde.

Frage 4: Aus welchen Gründen wurde
der Verkehrsunterricht aufgegeben?

Die Antworten der 13 den Verkehrsun-
terricht früher einmal erteilenden Stra-
ßenverkehrsbehörden wiederholten zu
einem großen Teil die auf Frage 2 mit-
geteilten Argumente. Hinzu traten als
weitere Argumente ein mehrfach berich-
tetes nicht stimmiges Kosten-Nutzen-
Verhältnis sowie eine einmal berichtete

Niederlage in einem Verwaltungspro-
zess, in dessen Verlauf es um die Recht-
mäßigkeit der Anordnung eines Ver-
kehrsunterrichts ging und der von dem
betreffenden Landkreis mit negativer
Kostenfolge verloren wurde12. Zu einem
großen Teil waren in den Behörden je-
doch keine Informationen mehr darüber
vorhanden, aus welchen Gründen der
Verkehrsunterricht seinerzeit (oft in den
80er Jahren) eingestellt worden ist.

Frage 5: In welcher Form wird bei Ih-
nen Verkehrsunterricht erteilt?

Sämtliche den Verkehrsunterricht an-
wendenden Behörden berichteten von
einem lediglich eintägigen doppelstün-
dig durchgeführten Verkehrsunterricht.
Eine mehrtägige Variante wird nirgend-
wo in den befragten Bereichen prakti-
ziert, so dass die Beantwortung der Fra-
ge 6, die sich auf die mehrtägige Vari-
ante des Unterrichts bezog, obsolet wur-
de und damit aus der Untersuchung he-
rausfiel.

Frage 7: Wer vermittelt die Ausbildungs-
inhalte?

In den sechs beantworteten Fällen wur-
de der Verkehrsunterricht in vier Berei-
chen ausschließlich von Beamten der
Polizei und in zwei Bereichen von Mitar-
beitern der Kreisverkehrswacht durch-
geführt.

Frage 8: Wie oft findet ein Verkehrsun-
terricht statt?

Die Antwortpalette auf diese Frage nach
der Häufigkeit der Anwendung des Ver-
kehrsunterrichts reichte von 1-mal/jähr-
lich bis zu mehr als 5-mal/jährlich.  Bei
weitem am meisten wird in München
vom Verkehrsunterricht Gebrauch ge-
macht. Dort findet wöchentlich an 3–4
Tagen Verkehrsunterricht statt, während
am unteren Ende der Antworten in der
Stadt Bamberg lediglich einmal im Jahr

Bild 1: Gründe für die Nichtanwendung des Verkehrsunterrichts
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Verkehrsunterricht erteilt wird.

Frage 9: Wie viele Teilnehmer werden
in einem Kurs unterrichtet?

Die Anzahl der Teilnehmer eines Kurses
bewegt sich in drei Fällen bei weniger
als 10 Teilnehmern, während in zwei
Fällen die berichteten Teilnehmerzahlen
über 15 Teilnehmern liegen. Den Spit-
zenwert erreichte die Stadt München, in
der die Gruppenstärke der am Verkehrs-
unterricht teilnehmenden Personen je-
weils zwischen 20 bis 45 Personen be-
trägt.

Frage 10: Wird eine Teilnahmegebühr
erhoben?

In keinem der sechs berichteten Fälle
wird eine solche Teilnahmegebühr erho-
ben. Der Verkehrsunterricht wird für die
Kursteilnehmer überall kostenlos erteilt.

Frage 11: Auf welcher Vorinformation
beruht die Anordnung des Unterrichts?

Die notwendigen Vorinformationen für
die Anordnung des Verkehrsunterrichts
können aus unterschiedlichen Quellen
stammen. Berichtet wurde von folgen-
den Informationsquellen:
● Polizei (4-mal benannt),
● Bußgeldstellen (4-mal),
● Gerichte (2-mal),
● Jugendgerichtshilfe (1-mal).

In keinem Fall wurde über die Kursteil-
nehmer eine Auskunft aus dem Ver-
kehrszentralregister eingeholt, obwohl
die Verwaltungsvorschrift zur StVO zu
§ 48 unter II. ausdrücklich die Mehrfach-
täter als Hauptzielgruppe für den Ver-
kehrsunterricht benennt und dieser Per-
sonenkreis regelmäßig nur über einen
VZR-Auszug ermittelt werden kann. Bei
dem Einholen eines VZR-Auszuges für
potenzielle Teilnehmer des Verkehrsun-
terrichts handelt es sich um eine von
vielen bislang ungenutzten Möglichkei-
ten, die Datensammlung des VZR für
präventive Zwecke zu nutzen.13

Frage 12: Welchen Altersgruppen wird
Verkehrsunterricht erteilt?

Nach § 48 sowie dessen Verwaltungs-
vorschrift unter I. ist es möglich, den
Verkehrsunterricht in unterschiedlichen
Altersgruppen zu erteilen, wobei sogar
schon Jugendliche von 14 Jahren an
vorgeladen werden könnten. In drei Be-
reichen wird der Verkehrsunterricht aus-
schließlich in altersgemischten Grup-
pen, in einem Bereich ausschließlich der
Gruppe der jungen Fahrerinnen und Fah-
rer erteilt. In zwei Bereichen, nämlich
den Städten Berlin und München, wird
der Unterricht, je nach vorhandenen Mel-
dungen altersgemischt, jungen Fahre-
rinnen und Fahrern oder Erwachsenen
erteilt. Eine Behörde berichtete von be-

sonderem Verkehrsunterricht ausschließ-
lich für Senioren.

Frage 13: Welche Unterrichtsinhalte ver-
mitteln Sie?
Frage 14: Welche Medien nutzen Sie?

Die möglichen Unterrichtsinhalte des
Verkehrsunterrichts werden von der Vwv-
StVO zu § 48 bewusst vage gehalten. Es
wurden sechs Kategorien von mögli-
chen Unterrichtsinhalten vorgegeben,
die wie folgt beantwortet wurden:
● Regeln der StVO (in allen sechs Fäl-

len),
● Verkehrsstrafrecht (in fünf Fällen),
● Gefahrenlehre (in vier Fällen),
● psychologische Inhalte (in drei Fäl-

len),
● Haftungsrecht (in drei Fällen),
● Bußgeldrecht (in zwei Fällen).

In sämtlichen Fällen des Verkehrsunter-
richts werden Filme bzw. Videos als pä-
dagogisch unterstützende Hilfsmittel ein-
gesetzt. In vier Fällen werden die Unter-
richtsinhalte über Folien bzw. Lehrinhal-
te auf Flipcharts transportiert und in ei-
nem Fall wurde zusätzlich eine Power-
Point-Präsentation eingesetzt.

Bewertung der Ergebnisse

Die Ergebnisse der Erkundungsstudie
können je nach dem Grad ihrer Akzep-
tanz Auswirkungen auf verschiedene
Bereiche der Verkehrssicherheitsarbeit
und der dort tätigen Institutionen haben.
Angesprochen ist der Verordnungsge-
ber, also das Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen sowie
der Bundesrat, aber auch die Verkehrs-
und Innenministerien der Bundesländer,
die allesamt Anregungen zu einer Neu-
bewertung des Verkehrsunterrichts ge-
ben könnten. Ganz direkt angesprochen
sind jedoch sämtliche Straßenverkehrs-
behörden. Ihre Entscheidung pro oder
contra Verkehrsunterricht berührt alle
möglichen Teilnehmer des Verkehrsun-
terrichts, die durchaus argumentieren
könnten, ihnen würde in ihrem Bereich
der Verkehrsunterricht als staatliche
verkehrspädagogische Maßnahme zum
Ausgleich von Wissensdefiziten zu Un-
recht vorenthalten.
Das wichtigste Ergebnis der Befragung
zeigt mit einer tatsächlichen aktuellen
Anwendung des Verkehrsunterrichts in
nur 6 der antwortenden 43 Straßenver-
kehrsbehörden das Bild eines in weiten
Bereichen Deutschlands vernachlässig-
ten Rechtsinstitutes.
Auf der Grundlage dieses ernüchtern-
den Gesamtergebnisses bestehen nun
drei Handlungsmöglichkeiten für den
Verordnungsgeber:
(1) Erhalten des Status quo und mit der
Tatsache leben, dass die staatliche Auf-

gabe des Verkehrsunterrichts bundes-
weit nur von einer Minderheit aller Stra-
ßenverkehrsbehörden umgesetzt wird.
Erstaunlich ist in diesem Zusammen-
hang das Ergebnis der Befragung, dass
in 56 % aller antwortenden Straßenver-
kehrsbehören noch nie Verkehrsunter-
richt gem. § 48 erteilt wurde. Damit wird
die wichtige Frage aufgeworfen, in wel-
cher Haltung diese Straßenverkehrs-
behörden einer staatlichen Pflichtauf-
gabe gegenüberstehen, die ihnen vom
bundesdeutschen Verordnungsgeber
unter zustimmender Beteiligung aller
Bundesländer im Jahr 1970 übertragen
worden ist. Hier ist deutlich an den Sinn
des Rechtsinstitutes zu erinnern, der
vom damaligen Verordnungsgeber als
ein „gutes Mittel zur unfallverhütenden
Aufklärung der Bevölkerung“ bezeichnet
worden ist.14

(2) Gänzlicher Verzicht auf den Verkehrs-
unterricht und Streichung des § 48 im
Rahmen der demnächst anstehenden
grundlegenden Reform aus der StVO.
Diese Möglichkeit würde den wenigen
noch verbliebenen überzeugten An-
wendern der Regelung die Möglichkeit
nehmen, ein langjährig praktiziertes
Konzept weiterhin durchführen zu kön-
nen.
(3) Umformung bzw. Neubewertung des
§ 48, um dessen Anwendungsbreite und
-tiefe zu verbessern. Diese Möglichkeit
steht jedoch den Straßenverkehrsbehör-
den wegen des nur rudimentär ausge-
stalteten Rechtsinstituts und des weiten
behördlichen Ermessensspielraumes
auch heute schon offen.
Konkrete Ansatzpunkte für Verbesserun-
gen wären dafür etwa die Einführung
eines Qualitätssicherungssystems wie
dessen Zertifizierung von Trägern des
Verkehrsunterrichts, der durchaus nicht
von jeder Straßenverkehrsbehörde er-
teilt werden muss, sondern auf wenige
zentrale Behörden konzentriert werden
kann.
Weiterhin könnte die Verantwortung für
den Verkehrsunterricht zwischen zwei
Institutionen partnerschaftlich aufgeteilt
werden, wofür sich die beiden Modelle

  9 Allerdings erfolgte auf den Aufsatz des Verfassers hin im
Jahr 2002 eine konkrete Anfrage zur Wiedereinführung des
Verkehrsunterrichts aus dem nordrhein-westfälischen Land-
kreis Warendorf, von dessen weiterer Entwicklung jedoch
nichts bekannt wurde.

10 Diese Maßnahmen gem. §§ 2a, 2b, 4 StVG i.V.m. §§ 35,
36, 38, 42, 43 FeV, die auch teilweise benannt wurden,
sind: Aufbauseminar, besonderes Aufbauseminar und
verkehrspsychologische Beratung.

11 Diese Antwort kam aus Mecklenburg-Vorpommern, das im
April 2002 die zwangsweise Einführung des Verkehrsun-
terrichts durch die Straßenverkehrsbehörden per Erlass re-
gelte.

12 Tatsächlich berichtete der betreffende niedersächsische
Landkreis, dass der Verkehrsunterricht als Folge des verlo-
renen Verwaltungsgerichtsprozesses eingestellt wurde.

13 Vgl. dazu die interessanten Ansätze bei Schade, Franz-Dieter,
Lebt gefährlich, wer im Zentralregister steht?, in: ZVS 51
(2005), S. 7 ff.

14 So die amtl. Begr. zu § 48 StVO, in: VkBl. 1970, S. 826.
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Straßenverkehrsbehörde/Polizei oder
Straßenverkehrsbehörde/Verkehrswacht
anbieten würden, die auch nebeneinan-
der stehen könnten.
Zusätzlich könnte der Verkehrsunter-
richt, dem Beispiel der Nachschulung
folgend, auch kostenpflichtig von einem
kommerziellen Drittanbieter durchge-
führt werden. Dieser müsste allerdings
über die notwendigen Kenntnisse und
Fähigkeiten zur professionellen Durch-
führung des Verkehrsunterrichts verfü-
gen und sich einer Überprüfung durch
staatliche Instanzen oder deren Beauf-
tragte stellen.
In jedem Fall kann jedoch der Verkehrs-
unterricht auch neben den verkehrs-
pädagogischen Maßnahmen von StVG
und FeV als deren sinnvolle Ergänzung
seinen Platz im Gesamtsystem der staat-
lichen Verkehrssicherheitsarbeit finden.
Das Punktesystem des § 4 StVG enthält
gerade in dem Bereich unterhalb der
Schwelle der Maßnahmen der Fahrer-
laubnisbehörden, d. h. bei Fahrerlaub-
nisinhabern mit weniger als 8 Punkten
im VZR, eine erhebliche Lücke, in der
die Fahrerlaubnisinhaber bislang nicht
durch pädagogische Maßnahmen er-
reicht werden können.
Zudem muss angesichts des trotz der
im Punktsystem vorhandenen, für die
Punktetäter sehr großzügigen Rabatt-
und Verrechnungsmöglichkeiten (§ 4
Abs. 4, 5 StVG) ein stetiger Anstieg der
im VZR eingetragenen Fahrerlaubnis-
inhaber auf inzwischen über sieben Mio.
Personen (siehe Bild 2) verzeichnet wer-
den, der nicht unbedingt für die von vie-
len befragten Straßenverkehrsbehörden
vertretene Ansicht spricht, die verkehrs-
pädagogischen und verkehrspsycholo-
gischen Hilfemöglichkeiten würden bei
den eingetragenen Personen auch tat-
sächlich zu den gewünschten Ergebnis-
sen einer Änderung ihres Fahrverhaltens
führen. Es liegt vielmehr die Vermutung
nahe, dass die Eingriffsschwelle mit 8
Punkten deutlich zu hoch angesetzt ist

und weitere mit dem Punktsystem ab-
gestimmte verkehrspädagogische Maß-
nahmen unterhalb dieser Schwelle drin-
gend angezeigt sind.
Auch das auf den Grundlagen der §§ 2 a,
2 b StVG aufbauende Maßnahmensys-
tem gegenüber den Fahrerlaubnisinha-
bern auf Probe kann bereits unterhalb
der gegenüber diesem Personenkreis
geltenden Eingriffsschwelle und damit
präventiv durch einen sinnvoll auf die-
se besonders gefährdete Zielgruppe
abgestimmten Verkehrsunterricht er-
gänzt werden. Es ist nämlich nicht eben
selten, dass gerade junge Fahrerinnen
und Fahrer im Rahmen polizeilicher Ver-
kehrsüberwachung durch Geschwindig-
keitsverstöße auffällig werden, die sich
im Bereich statistisch nicht erfasster
geringfügiger Ordnungsverstöße bewe-
gen und – ohne auf ihre Verstöße hin
Verkehrsunterricht erhalten zu haben –
Jahr für Jahr zu hunderten im Straßen-
verkehr ums Leben kommen.
Noch ein weiterer Aspekt spricht für das
Wiederbeleben des Verkehrsunterrichts.
Auch die bislang punktefreien Fahrer-
laubnisinhaber, die allenfalls mit staatli-
chen Sanktionen im Verwarnungsgeld-
bereich bis zu 35 € Erfahrungen gewon-
nen haben, könnten über das Angebot
eines konsequent durchgeführten Ver-
kehrsunterrichts vor weiteren, womög-
lich riskanteren Verkehrsverstößen mit
der Folge möglicher späterer Eintragun-
gen im VZR bewahrt bleiben. Dazu
müsste allerdings bundesweit flächen-
deckend ein Verkehrsunterricht angebo-
ten werden können, der potenziellen
Unterrichtsteilnehmern auf moderner
didaktischer Grundlage ein verkehrs-
pädagogisch qualifiziertes Lernangebot
als einen persönlichen Anreiz zum Um-
denken unterbreitet.
Durch die Nichtexistenz des Verkehrs-
unterrichts im größten Teil der Bundes-

15 Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt Flensburg auf seiner informa-
tiven Homepage www.kba.de.

Bild 2: Gesamtbestand der Personen im VZR zum 31.12. des jeweiligen Jahres15

republik werden vielen Fahrerlaubnis-
inhabern im Grunde vor einer Erhöhung
ihres Punktekontos die auf niedrigerer
Schwelle angesiedelten pädagogischen
Möglichkeiten und Chancen des Ver-
kehrsunterrichts vorenthalten. Diese hilf-
reichen Angebote könnten jedoch bei
manchen Verkehrsteilnehmern individu-
ell zu einer Fahrweise führen, die im Er-
gebnis des Unterrichts deren Punkte-
konto ebenso entlasten könnte wie zu
einer Steigerung der Verkehrssicherheit
insgesamt führen würde. Die Grundla-
gen eines Modells für einen effektiven,
die verkehrspädagogischen Maßnah-
men von StVG und FeV sinnvoll ergän-
zenden Verkehrsunterricht werden der-
zeit vom IVV Bautzen unter Federfüh-
rung des Autors entwickelt.
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